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01  Jürgen Hüper alter und neuer Vorsitzender in Niedersachsen 

Einstimmig hat der BRH-Landesvertretertag Niedersachsen am Donnerstag, 10. 

März 2011, in Hannover den bisherigen Landesvorsitzenden Jürgen Hüper für die 

nächsten drei Jahre (durch Satzungsänderung wurde die Amtszeit von 5 auf 3 Jahre 

gesenkt) wiedergewählt. Jürgen Hüper, der aus der Finanzverwaltung zum BRH kam 

und dort bei der DSTG viele Jahre aktiv war, überzeugte mit einem eindrucksvollen 

Rechenschaftsbericht. Er und sein Vorstand wurden einstimmig entlastet. 

Der neue Vorstand setzt sich wie folgt zusammen: Landesvorsitzender Jürgen Hüper 

(Mitte), Stellvertreter Gerhard Zieseniß (links) und Friedel Hogrefe (rechts, gleichzei-

tig Schatzmeister), Beisitzer: Marlis Doods (gleichzeitig Frauen- und Hinterbliebe-

nenbeauftragte), Wolfgang Bulla, Wolfgang Kilimann, Jürgen Koß und Hermann 

Röben. 

In seinem Rechenschaftsbericht belegte Jürgen Hüper alle Anstrengungen seines 

Vorstandes, wieder geordneten Finanzen herzustellen und eine bereinigte und aktua-

lisierte Mitgliederdatei aufzubauen, gleichzeitig mit dem dbb Landesbund erfolgreiche 

Sachpolitik für die Senioren durchzusetzen und Verbindungen zu den dbb Fachge-

werkschaften in Niedersachsen aufzubauen. Einen umfassenden Bericht über den 

Landesvertretertag wird in einer der nächsten Ausgaben von Aktiv im Ruhestand ab-

gedruckt werden. Die Bundesleitung gratuliert und wünscht viel Erfolg. 

mailto:post@brh.de, Internet: www.brh.de 
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Seitenanfang 

 

02 Tarifabschluss TdL - Stöhr: Komplizierter Balanceakt gelungen 

(dbb-tarifunion berichtet) Frank Stöhr hat den am 10. März 2011 in Potsdam erzielten 

Tarifabschluss für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Länder positiv bewer-

tet: „Uns ist ein komplizierter Balanceakt gelungen, der einerseits der Haushaltslage 

der Beschäftigten gerecht wird, für die es nach Jahren der Reallohnverluste keine 

weitere Minusrunde hätte geben dürfen. Andererseits haben wir mit dem Kompro-

miss auch der angespannten Lage der Länderhaushalte Rechnung getragen. Was 

wir vereinbart haben, ist nicht nur sozial gerecht, sondern auch finanzierbar“.  

Gewerkschaften und Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) haben sich auf eine 

Einmalzahlung für die Beschäftigten in Höhe von 360 Euro sowie eine lineare Erhö-

hung von 1,5 Prozent zum 1. April 2011 und 1,9 Prozent (plus einem Sockelbetrag 

von 17 Euro) ab 1. Januar 2012 geeinigt. Die Straßenwärter und der Küstenschutz 

erhalten eine Zulage von 25 Euro. Es wurde eine Laufzeit von 24 Monaten bis Ende 

Dezember 2012 vereinbart. 

„Ein reales Einkommensplus – das war unser wichtigstes Ziel, und das haben wir 

erreicht,“ so Stöhr weiter. „Dem Straßenwärter, der trotz Schwerstarbeit bei Wind und 

Wetter mit gerade mal 2.300 Euro nach Hause geht oder der Krankenschwester mit 

ihren monatlich 2.500 Euro wäre weniger unter dem Strich auch nicht zu vermitteln 

gewesen“. Jetzt gehe es um die Gleichbehandlung der Beamten in Ländern und 

Kommunen. Stöhr: “Der materielle Gehalt der Tarifeinigung muss zeit- und inhalts-

gleich auf den Beamtenbereich übertragen werden“. 

Eine Hypothek bleibt dagegen die tarifliche Eingruppierung der Lehrerinnen und Leh-

rer. Stöhr: „Wir haben versucht, die Bezahlung nach Gutsherrenart zu beenden. Hier 

hat sich die TdL keinen Zentimeter bewegt. Wir werden diese Frage also mit Sicher-

heit bei nächster Gelegenheit wieder auf die Tagesordnung setzen“.  

Seitenanfang  

 

03  Jahrestagung Deutsche Gesellschaft für Demographie (DGD) 

Der Behörden-Spiegel informiert zum Demographischen Wandel: Trotz seines ange-

kündigten Wechsels in das Verteidigungsministerium eröffnete Stéphane 

Beemelmans, Leiter der Grundsatzabteilung im BMI und zuständig für den demogra-

phischen Wandel, am 9. März die Jahrestagung der DGD in Bonn. Er berichtete von 

den Vorhaben der Bundesregierung: So werde bis Oktober dieses Jahres unter der 

Federführung des BMI ein Demographiebericht erstellt.  

Gesteuert wird dieses Vorhaben von einem Staatssekretärsausschuss, an dem alle 

Bundesministerien teilnehmen. In der zweiten Sitzung am 27. Januar 2011 hat sich 

der Ausschuss auf einen grundlegenden demographischen Befund als Teil II des 

Berichts geeinigt und den Zeitplan beschlossen, wonach der Bericht im Oktober 2011 

im Kabinett verabschiedet werden soll. 

Als Schwerpunktthemen nannte Beemelmans zum einen Familie und Gesellschaft, 

aber auch Arbeit, Bildung, Wirtschaft, Infrastruktur und öffentliche Finanzen. Das BMI 

wird mit der Anpassung der öffentlichen Verwaltung einen eigenen Schwerpunkt mit 

in den Bericht einbringen. „Durch die Alterung und Abnahme der Bevölkerung ändern 

sich auch die Rahmenbedingungen für die Arbeit der Verwaltung dramatisch“, erläu-
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terte Beemelmans. Dadurch wanderten nicht nur die Bürger aus ländlichen Regionen 

ab, sondern auch die Verwaltung. Die Verwaltung reagiere auf zwei Wegen auf die 

Veränderung: Sie wird virtuell und mobil. „Wenn der Rollator das Fortbewegungsmit-

tel Nummer eins ist, kann man nicht erwarten, dass der Bürger zur Verwaltung kom-

men muss“. 

Mit den ostdeutschen Ländern zusammen erarbeitet das BMI derzeit ein Handlungs-

konzept, in dem es vor allem um die Neuorganisation der Daseinsvorsorge geht. 

Flankiert wird das Konzept von dem Modellvorhaben „Daseinsvorsorge 2030 – mo-

dern und innovativ - Eine Antwort auf den demografischen Wandel“.  Hierbei handelt 

es sich um Modellprojekte, wie beispielsweise ein ergänzendes Angebot zum Linien-

busverkehr in der Uckermark oder ein Projekt zur Berufsplanung Jugendlicher in ei-

ner Gemeinde in Brandenburg.  

Das Thema Demographie treibe die Bundesregierung stark um, berichtete 

Beemelmans. Es sei ein wichtiger Antrieb bei der Pflegereform und bei der Debatte 

um Zuwanderung als eine Lösung des Fachkräftemangels. Auch wenn noch nicht 

viel von der Arbeit an die Öffentlichkeit dränge, versicherte der Noch-Abteilungsleiter: 

„Wir sind alle bei dem Thema unterwegs“. 

Seitenanfang 

 

04 Mitteldeutsche Länder rücken zusammen in Sachen Demographie 

Nach einem Bericht des Behörden-Spiegel haben Thüringen, Sachsen und Sachsen-

Anhalt als Ergebnis des "1. Mitteldeutschen Demographie Dialogs" eine engere Zu-

sammenarbeit im Demographie-Bereich vereinbart. In einem Eckpunktepapier einig-

ten sich die Vertreter der Landesregierungen auf regelmäßige Ministertreffen zum 

Zweck eines intensiven Erfahrungsaustauschs auf allen Verwaltungsebenen. Zu den 

Herausforderungen in der Region zählen neben Bevölkerungsrückgang und steigen-

dem Durchschnittsalter auch die sinkende Zahl der Erwerbstätigen. Nicht nur der 

Abwanderungstrend müsse daher gestoppt werden, Mitteldeutschland müsse auch 

bundesweit zur Zukunftsregion werden, heißt es in der Erklärung. Den Schwerpunkt 

legen die für Demographiefragen zuständigen Minister der Länder dabei auf die 

Kommunen und den ländlichen Raum mit dem Ziel, die Infrastruktur für Familien und 

Unternehmen zu erhalten. Erfolgreiche Konzepte sollen als „Best-Practice"-Beispiele 

Vorbild für andere Regionen sein. Mit der Zusammenarbeit wollen die drei Länder 

auch ihre Sichtbarkeit auf der politischen Bundesebene verstärken. Ziel ist es, ihre 

Expertise auch bei der Formulierung der Demographie-Strategie, die der Bund bis 

2012 erarbeitet, mit einzubringen. 

Seitenanfang 

 

05 Landtagswahl in Baden-Württemberg 

In einer Sonderausgabe des BBW Beamtenbund Tarifunion vom 7. März 2011 sind 

u. a. die Ergebnisse der politischen Spitzengespräche, die die Landesleitung des 

BBW in den letzten Wochen mit allen im Landtag vertretenen Fraktionen geführt hat, 

veröffentlicht. Dem gingen konkrete Fragen zu den unten stehenden Themenberei-

chen voraus. 

Der Vorsitzende, Volker Stich, betont, dass der Beamtenbund entscheidende Pro-

zesse mitgestaltet hat, z. B. die Verlängerung der Lebensarbeitszeit, das neue Be-
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amtendienstrecht oder zuletzt die Verhinderung einer generellen Arbeitszeitverlänge-

rung zugunsten des Modells eines „freiwilligen Lebensarbeitskontos“. Die Erfolge 

wurden nicht mit Streiks – ohnehin ein Verbotstatbestand für Beamte – erzielt, son-

dern hartnäckigen Verhandlungen, deren Schwerpunkt in der konstruktiven Argu-

mentation lag. 

Beim Thema „Keine Sonderopfer“ resultiert von Seiten der CDU die Planung, keine 

weiteren Maßnahmen zur Konsolidierung des Haushalts zu Lasten der Beamten vor-

zunehmen. Der Fraktionschef Peter Hauk hat in einem Gespräch mit der Spitze des 

BBW eine Einschränkung genannt: Die Planung sei abhängig davon, ob über die 

freiwilligen Modelle auch die erforderlichen Einsparpotentiale erzielt würden. 

Die FDP schließt sich dieser Auffassung weitestgehend an, da auch sie voraussetzt, 

dass die eingeleiteten freiwilligen Modelle greifen. 

Die SPD hielt von Sonderopfern nichts, der SPD-Spitzenkandidat Nils Schmid äußer-

te jedoch auch, dass bei Einsparungen nicht vor dem Personalbereich halt gemacht 

werde. 

Die Grünen gaben sich verbindlich und wollen ein „grünes“ Pensionierungsgesetz auf 

den Weg bringen. 

In der Frage der Privatisierung trifft der BBW die Feststellung, dass erfahrungsge-

mäß die privatisierte Dienstleistung kein Allheilmittel sei, denn oftmals werden die 

Leistungen nicht billiger, sondern häufig schlechter und BBW-Chef Stich nannte Bei-

spiele wie die Bewährungshilfe oder die Vermessungsverwaltung. 

Die CDU will die Vermessungsaufgaben jedoch privatisieren und entwickelt das 

Vermessungsgesetz weiter. Dafür spräche die wirtschaftliche und strukturelle Ent-

wicklung in Baden-Württemberg, die eine Privatisierung notwendig mache. Einzelbe-

reiche wie die Justiz sollen dabei besonders und individuell geprüft werden, was im 

Einvernehmen mit den Betroffenen gründlich erfolgen soll und unerlässlich sei. 

Die FDP setzt bekanntlich auf Privatisierung und stellt darauf ab, dass hoheitliches  

Handeln unerlässlich sein soll, beantwortet jedoch nicht die Frage, wo hoheitliches 

Handeln anfängt und wo aufhört.  

Die SPD steht den vollzogenen Privatisierungen kritisch gegenüber und möchte den 

Gerichts- und Bewährungshilfebereich prüfen, um unter Umständen „das Rad zu-

rückzudrehen“, wobei dies wegen des EU-Rechts praktisch kaum möglich erscheint. 

Bündnis90/Die Grünen wünschen sich einen sanften Übergang, deren entscheiden-

des Kriterium ist sachlicher Natur, denn ihnen kommt es darauf an, mit welchen Mit-

teln die Zielerreichung am ehesten gewährt ist. 

Einer der wichtigsten Punkte betrifft den Beamtenstatus und die CDU bekennt sich 

uneingeschränkt hierzu. Dazu gehört, eine Aufgabe des Streikverbots zu verhindern. 

Mit einer solchen Fortentwicklung des Beamtenrechts sei die Bedrohung, den Beam-

tenstatus selbst in Frage zu stellen, gegeben. 

Die FDP bekennt sich mit der Einschränkung, dass Lehrer nicht unbedingt den Be-

amtenstatus haben müssten, ebenfalls zum Beamtentum. 

Die SPD hingegen möchte den Beamtenstatus auf hoheitliche Aufgaben reduzieren. 

Auch sie sieht innerhalb der Partei starke Tendenzen zur Abschaffung beamteter 

Lehrer, will jedoch andere Verwaltungsbereiche von dieser Planung ausnehmen. 

Die Grünen gehen einen Schritt weiter, indem sie den Beamtenstatus auf den „ho-

heitlichen Kernbereich“ beschränken wollen. D. h., außer der Abschaffung des Be-

amtenstatus für Lehrer soll zudem die allgemeine Verwaltung betroffen sein. Aller-

dings würde dies eine Änderung des Artikel 33 Absatz 5 des Grundgesetzes mit sich 
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bringen, für die eine Mehrheit schwerlich zu finden sei. Fraktionschef Kretschmann 

fordert bei einer Festhaltung des Beamtenstatus für alle Bereiche Rücklagen bei der 

Einstellung aller Beamtinnen/Beamten. 

Die Thematik Renten und Pensionen führte im Ergebnis bei allen Parteien zu der 

Überzeugung, dass zwischen Renten und Pensionen ein nominaler Vergleich ausge-

schlossen sei. Dies wäre aufgrund der prinzipiellen Unterschiede der jeweiligen Ver-

sorgungssysteme nicht möglich. 

Ebenfalls wollen alle Parteien übereinstimmend die Steuermehreinnahmen zur 

Schuldentilgung und Haushaltskonsolidierung verwenden, dies zum Ressort Haus-

halt. 

Weitere Ergebnisse betreffen den Bereich Dienstrecht, Arbeitszeit, Bezahlung und 

Krankheitsvorsorge. Hinsichtlich des Dienstrechts sind alle Parteien mit der 

Dienstrechtreform zufrieden. Lediglich kritisch äußerten sich SPD und Grüne zu den 

erforderlichen Korrekturen, die im Wesentlichen Bemessungsgrundlagen der Pensi-

onen, Gesundheitsprävention und das Landespersonalvertretungsgesetz betreffen. 

Die Arbeitszeit ist sowohl für den BBW als auch für alle Parteien ein Ärgernis, das 

mit Verständnis gewürdigt wird, mehr aber auch nicht. Bei der Bezahlung stehen die 

Parteien sich mit unterschiedlichen Ansichten gegenüber. Die CDU heißt die Tren-

nung von TVöD und TV-L für gut und richtig. Sie verteidigt überdies, den öffentlichen 

Dienst auch in der Zukunft attraktiv zu gestalten. Hingegen will die SPD beide Tarife 

zusammenlegen, um der Zweckmäßigkeit willen. Während die FDP Einschnitte bei 

der Besoldung ablehnt, wollen die Grünen gar keine Besoldungserhöhung, solange 

kein Tarifergebnis vorliegt. In der Krankheitsvorsorge verteidigt die CDU den Fort-

bestand des Beihilfe- und Heilfürsorgesystems. Für Dienstherr und Steuerzahler sei 

das System günstig, da nur für anfallende Kosten Beihilfe gezahlt werde. Dem 

schließt sich auch die FDP an. Nur SPD und Grüne wollen eine Abkehr vom dualen 

System. Die SPD schrittweise und die Grünen – wie auch die SPD – wollen die Bür-

gerversicherung. Während die SPD Bestandsschutz für die bestehenden Versiche-

rungsverträge der PKV garantiert, wollen die Grünen zur Landeshaushaltsentlastung 

die Beihilfe für Versorgungsempfänger von 70 auf 50 Prozent verringern. 

Dies ist eine verkürzte Fassung der Sonderausgabe des „BBW informiert“, Interes-

sierte können bei der Bundesgeschäftsstelle den siebenseitigen Bericht anfordern. 

Seitenanfang 

 

06 Reaktion auf Tarifverhandlungen TV-L  

Der bayerische Beamtenbund (BBB) informierte den BRH am 10. März 2011 über 

das Ansinnen, welches auf die Einigung der Tarifparteien über den TV-L verfolgt 

werden soll. Für den BBB-Vorstand werde umgehend ein Termin beim Ministerpräsi-

denten bezüglich der Umsetzung im Beamtenbereich vereinbart. Kommentiert wurde 

dies mit der Feststellung, dass die derzeitige erfreuliche wirtschaftliche Entwicklung 

einen durchaus höheren Abschluss erlaubt hätte. 

Seitenanfang 

 

07 Gemeinsam sind wir stark   

Rita Kiriasis hat sich an die BGSt gewandt mit der Bitte, diesen Artikel im BRH-

Aktuell zu veröffentlichen. Frau Kiriasis kandidiert Anfang April 2011 beim 5. Landes-

delegiertentag des BRH LV Sachsen als Vorsitzende und beschreibt folgende Aktion: 
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„Über 17.000 Beschäftigte aus dem öffentlichen Dienst, Polizisten, Lehrer, Feuer-

wehrleute, Steuerbeamte, Forstleute u. v. a. demonstrierten am 8. März in Dresden 

vor dem Finanzministerium, um den Tarifverhandlungen in Potsdam Dampf zu ma-

chen. 

Schluss mit den Ungerechtigkeiten in der Bezahlung, Schluss mit dem Stellenabbau, 

der die Sicherheit gefährdet, Einstellungskorridore für den jungen akademischen 

Nachwuchs und endlich Rentengerechtigkeit. Das waren die Forderungen der Teil-

nehmer des Warnstreiks“. 

"Uns reicht es, wir wollen ein zufrieden stellendes Ergebnis auf dem Tisch sehen!" 

war von allen Seiten zu hören“. 

Vom BRH Landesverband Sachsen e. V. nahm eine Vertretergruppe teil.  

Der sbb - Vorsitzende Günter Steinbrecht, stellvertretend für die dbb-tarifunion, be-

grüßte dieses Auftreten mit Freude, „denn nur gemeinsam, alle Generationen vereint, 

werden wir etwas erreichen und auch zukünftig an Stärke zulegen können“. 

Seitenanfang 

 

08  Tarifeinheit und Privatisierung 

DBB Chef Peter Heesen setzt sich für „Zusammenarbeit statt Zersplitterung“ im Ta-

rifstreit ein, denn er hat vor der von den Arbeitgebern geforderten gesetzlichen Fest-

schreibung der Tarifeinheit gewarnt. 

Heesen betonte: “Ich habe auch kein Interesse an ständigen Tarifkonflikten“. Statt 

aber gleich nach dem Gesetzgeber zu rufen, sollten die Beteiligten sich selbst fra-

gen, was sie tun könnten. Gegen einige auch interne Widerstände sei der dbb selbst 

beispielsweise eine Tarifkooperation mit ver.di eingegangen. Also „Zusammenarbeit 

statt Zersplitterung“. 

Die Arbeitgeber hingegen hätten mit Tarifflucht und Ausgründungen die Tarifbindung 

ausgehöhlt und damit die Grundlagen des Flächentarifs verlassen. „Jetzt singen sie 

plötzlich das Hohelied der Tarifeinheit – und sind nicht glaubwürdig“. Der dbb Bun-

desvorsitzende plädierte dafür, nach der veränderten Rechtsprechung des Bundes-

arbeitsgerichts zunächst zwei oder drei Jahre abzuwarten und die Entwicklung um 

mögliche gewerkschaftliche Neugründungen oder Abspaltungen zu beobachten. Ein 

Arbeitskampf setze eine solide wirtschaftliche und finanzielle Ausstattung voraus. 

„Da es die aber selten gibt, bin ich erstaunt über die Politiker, die den Reden der Ar-

beitgeber Glauben schenken. Womöglich sind das alte Seilschaften“. 

Heesen kritisierte zudem die Privatisierung öffentlicher Aufgaben. „Die Hoffnung, 

man könne sich auf die Privaten verlassen, trügt. Denn viele Private stellen die Ge-

winnerwartung in den Mittelpunkt und nicht die Verantwortung für die Menschen“. 

Wie wichtig der öffentliche Dienst ist, habe zuletzt der Dioxin-Skandal gezeigt. „Es 

wird nicht mehr genügend geprüft und kontrolliert, weil schlicht das Personal fehlt. 

Ein Lebensmittelkontrolleur sei gar nicht mehr in der Lage, alle Fleisch verarbeiten-

den Betriebe, für die er zuständig ist, auch nur einmal im Jahr zu besuchen. Das wis-

sen auch die Betriebe“. In den vergangenen Jahren sei kaum noch in Frage gestellt 

worden, welches Personal für welche Aufgaben gebraucht wird. Stattdessen ginge 

es schlicht um Einsparungen. 
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„Alles in allem sind seit 1993 im Bund Jahr für Jahr 1,5 Prozent der frei werdenden 

Stellen gestrichen worden, einfach mit dem Rasenmäher. Klug ist das nicht“, so der 

dbb Chef. 

Seitenanfang 

 

09  Forschungsprojekt 50+  

Professor Dieter Otten in Osnabrück bietet über das Internet die Möglichkeit, an ei-

nem Forschungsprojekt, das in wenigen Wochen stattfinden soll, teilzunehmen. Dazu 

müssen Interessierte zunächst an einer Kurzbefragung teilnehmen, die sich mit den 

Themen „Nutzung von elektronischen Geräten“ sowie „Pflege und Pflegebedürftig-

keit“ befasst. Eine Teilnahme erfolgt über www.die50plusstudie.de  Die ausgewerte-

ten Ergebnisse der Befragung werden vom Forschungsteam in einer kleinen Bro-

schüre zusammengefasst und per kostenlosem Download über die Internetseite 

www.stifo.de bereitgestellt. Danach werden die Teilnehmer zur Studie 2011 eingela-

den.  

Prof. Otten lehrt Soziologie und ist Vorstand der Stiftung Internetforschung an der 

Uni Osnabrück. Herr Hambusch vom LV Nordrhein-Westfalen teilte uns mit, dass der 

Professor in Aussicht gestellt hat, dem BRH als kostenloser Referent zur Verfügung 

zu stehen. 

Seitenanfang 

 

10 Sozialwahlen 2011   

Die Sozialwahlen 2011 kommen in ihre heiße Phase. Ab dem 11. April werden die 

Wahlunterlagen an die Wahlberechtigten versandt: Kandidaten des dbb stellen sich 

bei der Verwaltungs-Berufgenossenschaft (VBG) und bei der Deutschen Rentenver-

sicherung Bund zur Wahl. 

Bei der VBG finden so genannte Friedenswahlen statt, das heißt Wahlen ohne 

Wahlhandlung, da die vorschlagsberechtigten Verbände sich im Vorfeld geeinigt ha-

ben, nicht mehr Kandidaten zu benennen als Mitglieder in die Vertreterversammlung 

gewählt werden. Mit der Zulassung sämtlicher Listen auf der Sitzung des Wahlaus-

schusses gelten damit alle vorgeschlagenen Kandidaten als gewählt, darunter erst-

mals ein Kandidat des dbb sowie – wie bereits bei den vergangenen Wahlen – ein 

Kandidat der Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS). Dies ist ein wichtiger ge-

werkschafts- und sozialpolitischer Erfolg für den dbb.  

Bei der deutschen Rentenversicherung Bund, dem größten Renten-

versicherungsträger in Deutschland, werden die Wahlen zur Vertreterversammlung 

als so genannte Urwahlen – mit Stimmabgabe der Wahlberechtigten – durchgeführt. 

Der dbb ist Liste 11 auf den Stimmzetteln. Alle dbb Kandidaten sind Fachleute, die 

in ihrer beruflichen Praxis täglich mit Fragen des Sozialversicherungsrechts zu tun 

haben. Sie kennen die Probleme der Versicherten aus eigener Erfahrung. Daher stel-

len sie sich kompetent der Herausforderung, in der Vertreterversammlung bei der 

Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund mitzuwirken und 

die Interessen der Versicherten zu wahren. Die Wahlunterlagen werden im Zeitraum 

vom 11. bis zum 21. April 2011 den Wahlberechtigten zugeschickt. Sobald die Unter-

lagen vorliegen, kann gewählt werden. Dabei können auch Beamtinnen und Beamte, 

die ein Versicherungskonto bei der Deutschen Rentenversicherung Bund haben, von 

ihrem Stimmrecht Gebrauch machen. Am 1. Juni 2011 muss der Brief eingegangen 

sein, es gilt der Tag des Posteingangs, nicht der des Poststempels. 

www.die50plusstudie.de
www.stifo.de
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11 Strengere Prüfung von Freistellungsaufträgen 

Die Financial Times Deutschland vom 10. März 2011 weist darauf hin, dass das Fi-

nanzamt Hunderttausende von Kontrollmitteilungen auswerten muss, die den Spa-

rerpauschbetrag von jährlich 801 Euro betreffen. Durch die Möglichkeit, die 

Freustellungsaufträge auf mehrere Banken zu verteilen, wird häufig der o. g. Freibe-

trag überschritten, der von den Anlegern bei den Banken angegeben wird. Daher 

sollten die Anleger die Summe vor Einreichung prüfen. 

Entsprechend einem Vorschlag des Bundesrates soll künftig gemäß dem Steuerver-

einfachungsgesetz auf ein elektronisches Verfahren umgestellt werden, dass es dem 

Finanzamt erlaubt, direkt zuzugreifen. Damit könne eine erhöhte Auszahlung von 

Kapitalerträgen vermieden werden. 
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